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Bekanntmachungen der Departemente und der Ämter 

 
Vernehmlassungsverfahren 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation 

Anpassung des Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz 
Die heutige Linienführung des Nationalstrassennetzes basiert zur Hauptsache auf 
dem Bundesbeschluss über das Nationalstrassenetz von 1960. Dieser so genannte 
Netzbeschluss entspricht inzwischen nicht mehr in allen Belangen den heutigen und 
künftigen Ansprüchen. In den letzten zehn Jahren wurden über dreissig Begehren 
um Aufnahme von Kantonsstrassen ins Nationalstrassennetz im Parlament depo-
niert. Deshalb wurde das Nationalstrassennetz umfassend überprüft.Mit dieser 
Anpassung werden knapp 400 Kilometer bestehende Strassen neu ins Nationalstras-
sennetz aufgenommen. Damit wird der Bund Eigner dieser Strassen und wird für 
den Unterhalt und Betrieb dieser Strecken zuständig sein. Der Bundesrat will damit 
sicherstellen, dass alle Landesteile durch Nationalstrassen erschlossen sind. Der 
Netzbeschluss trägt den heutigen und künftigen Bedürfnissen der städtischen 
Agglomerationen im Mittelland wie auch der ländlichen Räume und der Tourismus-
regionen Rechnung. Mit der Anpassung des Netzbeschlusses dürften ihm jährliche 
Mehrausgaben in Höhe von rund 150 Millionen Franken für Betrieb und Unterhalt 
und rund 200 Millionen Franken für den Ausbau entstehen. Die Kantone werden von 
ihren bisherigen finanziellen Verpflichtungen für diese Strecken vollständig entlas-
tet. Diese Lastenverschiebung auf den Bund wird bei den Kantonen durch eine 
Reduktion der nicht werkgebundenen Beiträge und der Globalbeiträge an die 
Hauptstrassen kompensiert. Die Kompensation der für den Bund dadurch im Bereich 
der Mineralölsteuer entstehenden Mehrbelastungen durch die Kantone ist unum-
gänglich. Alternative dazu wäre nur das Beibehalten der heutigen Lösung, d.h. der 
Verzicht auf die Anpassung des Netzbeschlusses. Der Bundesrat lädt deshalb die 
Kantone ein, für die von ihnen favorisierte Lösung Stellung zu nehmen. 
Vernehmlassungsfrist: 15. Oktober 2008 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: 
Bundesamt für Strassen, Abteilung Netze, 3003 Bern, Telefon 031 323 21 73,  
Fax 031 323 23 03, www.astra.admin.ch 
Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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